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Zentralabteilung Rechnungslegung (ZAR) 

Editorial 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 30. April 2015 wurde das Gesetz für 
die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 
und Männern an Führungspositionen in der 
Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst im Bundesgesetzblatt (BGBl. I 2015 
Nr. 17 S. 642) verkündet. Wesentliche 
Teile sind bereits am 1. Mai 2015 in Kraft 
getreten.  

Ein maßgeblicher Regelungsinhalt ist die 
Vorgabe eines Frauenanteils von 
30 Prozent als Mindestgröße  

• im Aufsichts- bzw. Verwaltungsrat,
• im Vorstand bzw. in der Geschäfts-

führung und
• in den beiden Führungsebenen unter-

halb des Leitungsorgans.

Von dieser Regelung sind rd. 3.500 mit-
bestimmungspflichtige und/oder börsen-
notierte Unternehmen der Privatwirt-
schaft betroffen, darunter auch viele 
Banken und Versicherungen. 

In Aufsichtsrats- bzw. Vorstandssitzungen 
müssen die Beschlüsse über selbstbe-
stimmte Zielgrößen innerhalb der ersten 
Umsetzungsfrist bis zum 30. September 
2015 gefasst werden. Damit die Umset-
zung verantwortungsvoll stattfindet, wird  

auf Transparenz der Zielsetzung und Ziel-
erfüllung nach dem Prinzip „Comply or 
Explain“ gesetzt. 

Die Pflichten der Beschlussfassung sowie 
der späteren Berichterstattung gelten 
auch dann, wenn Aufsichtsrat und Vor-
stand keine oder nur eine teilweise Erhö-
hung des Frauenanteils planen sollten. Es 
besteht also ein akuter Handlungsbedarf 
in den betroffenen Unternehmen! 

Unsere Fachmitarbeiter der Grundsatzab-
teilung Wirtschaftsprüfung stehen Ihnen 
gerne für weitere Auskünfte zur Verfü-
gung und beraten Sie natürlich gerne in 
allen weiteren Fragen zur nationalen und 
internationalen Rechnungslegung mit 
Bedeutung für Ihr Unternehmen. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß mit der für 
Sie hoffentlich interessanten Lektüre und 
verbleibe mit freundlichen Grüßen 

Ihre Andrea Bruckner 

Mitglied des Vorstands  
Leiterin Grundsatzabteilung 
Wirtschaftsprüfung 

Frauenquote in der Privatwirtschaft - 
Handlungsbedarf! 
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1. EINLEITUNG 

   
 
 

WPin/StBin Andrea Bruckner WPin Yvonne Meyer 
andrea.bruckner@bdo.de  yvonne.meyer@bdo.de 

 

Für börsennotierte und-/oder mitbestimmungspflichti-
ge Unternehmen der Privatwirtschaft wird gesetzlich 
ein Frauenanteil von 30 Prozent als Mindestgröße 
sowohl im Kontrollgremium des Unternehmens als 
auch in deren Leitungsorgan und den beiden nachgela-
gerten Führungsebenen vorgegeben. 

Nicht vorgegeben wurde der Zeitraum, innerhalb des-
sen diese Mindestgröße zu erfüllen ist.  

Es wurden stattdessen Fristen vorgegeben, für die 
jeweils Zielgrößen zu beschließen sind. So wurde der 
Privatwirtschaft die notwendige Flexibilität einge-
räumt, um die Mindestquote sukzessive unter Berück-
sichtigung von unternehmens- und branchenspezifi-
schen Gegebenheiten zu erfüllen.  

Der Vorstand und der Aufsichtsrat haben daher die 
Pflicht selbstbestimmt festzulegen, wie sich der jewei-
lige Frauenanteil innerhalb des gesetzlich bestimmten 
Zeitkorridors entwickeln soll. In Aufsichtsrats- bzw. 
Vorstandssitzungen müssen diese Beschlüsse erstmals 
bis zum 30. September 2015 dokumentiert werden.  

Eine Ausnahme besteht für Aufsichtsräte von börsen-
notierten Gesellschaften, die auch der paritätischen 
Mitbestimmungspflicht unterliegen. Hier ist die Um-
setzung eines (Männer- und) Frauenanteils von jeweils 
mindestens 30 Prozent ab dem 1. Januar 2016 mit 
jeder Neubesetzung verpflichtend vorgegeben. 

Mit dem Gesetz verbunden ist eine Erklärung zur Un-
ternehmensführung nach § 289a HGB als Bestandteil 
des Lageberichts bzw. gesondert, oder mit einem 
entsprechenden Verweis im Lagebericht auf eine öf-
fentliche Webseite des Unternehmens. Der Inhalt der 
Angaben ist nach § 317 Abs. 2 Satz 3 HGB nicht in die 
Prüfung des Lageberichts einzubeziehen. Jedoch hat 
der Abschlussprüfer festzustellen, ob die entsprechen-
de Erklärung zur Unternehmensführung abgegeben 
wurde.  

 

 

 

 

 

2. AKUTER HANDLUNGSBEDARF 

2.1. Überblick 

Für die betroffenen Unternehmen besteht zeitnah 
folgender Handlungsbedarf: 

<1> Durchführung einer Bestandsaufnahme des 
Frauenanteils insb. in den beiden Hierarchie-
ebenen unterhalb des Vorstandes bzw. der Ge-
schäftsführung, um eine gesetzeskonforme 
Festlegung von Zielgrößen zu ermitteln. 

<2>  Beschlussfassung in Aufsichtsrats- bzw. Vor-
standssitzungen bis zum 30. September 2015 
über die Zielgrößen innerhalb der ersten Um-
setzungsfrist.  

<3> Berichterstattung über die Ziele in einer Erklä-
rung zur Unternehmensführung erstmals für das 
Geschäftsjahr mit Abschlussstichtag ab dem 1. 
Oktober 2015. 

2.2. Pflicht zur Bestandsaufnahme 

Das Gesetz ist von Unternehmen zu beachten, die: 

• mitbestimmungspflichtig und/oder börsennotiert 
sind und  

• deren Frauenanteil 
o im Aufsichts- bzw. Verwaltungsrat1 
o im Vorstand bzw. Geschäftsführung und  
o in den beiden Führungsebenen unterhalb des 

Leitungsgremiums2 
       jeweils weniger als 30 Prozent beträgt. 

Erst wenn die Mindestquote von 30 Prozent jeweils in 
den genannten Gremien und Führungsebenen erreicht 
ist, besteht in der Privatwirtschaft kein gesetzlich 
geforderter Handlungsbedarf mehr. Die Regelungen für 
den öffentlichen Dienst gelten teilweise bis zu einem 
Anteil an Männern und Frauen von jeweils 50 Prozent.  

Alleine schon zum Zwecke der Ermittlung, ob ein ge-
setzlich vorgegebener Handlungsbedarf besteht, ist 
eine „Bestandsaufnahme“ des tatsächlichen Frauenan-
teils erforderlich. Dies setzt insbesondere eine Defini-
tion der beiden Führungsebenen unterhalb des Lei-
tungsorgans voraus. 

  

1 § 111 Abs. 5 AktG n.F., § 52 Abs. 2 GmbHG n.F., § 9 Abs. 4 
 GenG, § 35 Absatz 3 Satz 1 VAG 
2 § 76 Abs. 4 AktG n.F., § 36 GmbHG, § 9 Abs. 3 GenG, § 34 
 Satz 2 VAG 
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2.3. Pflicht zur Beschlussfassung 

Den Unternehmen wurde hinsichtlich des Zeitraums 
der Umsetzung einer Mindestquote von 30 Prozent die 
notwendige Flexibilität eingeräumt, um unterneh-
mensspezifische (z. B. Größe, Fluktuationsrate) und 
branchenspezifische (z. B. Anteil Absolventinnen benö-
tigter Fachbereiche) Gegebenheiten zu berücksichti-
gen.  

Es steht den Unternehmen frei, jeweils für die gesetz-
lich vorgegebenen Zeitabschnitte zu planen oder einen 
Planungshorizont für die Umsetzung der Mindestquote 
von 30 Prozent zu bestimmen. In letzterem Fall wären 
die gesetzlichen Fristen als Meilensteine der Planung 
zu interpretieren, über die entsprechende Beschlüsse 
zu fassen sind. 

Besteht ein gesetzlich vorgegebener Handlungsbedarf, 
hat der Vorstand auf alle Fälle selbstbestimmte Ziel-
größen mit einer Umsetzungsfrist festzulegen. Die 
Umsetzungsfrist muss innerhalb eines Zeitkorridors 
liegen. Der erste Zeitkorridor beginnt spätestens am 
1. Oktober 2015 und endet spätestens am 30. Juni 
2017. Die folgenden Zeitkorridore dürfen dann nicht 
mehr als jeweils fünf Jahre umfassen. 

In Vorstandssitzungen müssen somit die ersten Be-
schlüsse über die Zielgrößen und deren Umsetzungs-
frist spätestens bis zum 30. September 2015 dokumen-
tiert werden. Die gleiche Pflicht gilt grundsätzlich für 
den Aufsichtsrat im Hinblick auf den geplanten Frau-
enanteil im Aufsichtsrat und im Vorstand. 

Bei Gesellschaften, die - kumulativ - börsennotiert 
und paritätisch mitbestimmt sind (d. h. nicht nur der 
Drittelparität unterliegen), gelten allerdings deutlich 
strengere Regelungen. Bei diesen Gesellschaften hat 
sich der Aufsichtsrat ab dem 1. Januar 2016 mindes-
tens zu 30 Prozent aus Frauen (und - so der Gesetzes-
wortlaut - zu mindestens 30 Prozent aus Männern) 
zusammenzusetzen (§ 96 Abs. 2 AktG n.F.). Dies gilt 
auch für börsennotierte Europäische Aktiengesellschaf-
ten (SE), bei denen sich das Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgan aus derselben Zahl von Anteilseigner- und 
Arbeitnehmervertretern zusammensetzt (§ 17 Absatz 2 
oder § 24 Absatz 3 des SE-Ausführungsgesetzes). 

Hier wird eine Quotenerfüllung ab dem 1. Januar 2016 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit (Neuwahlen oder 
Entsendungen) vorgeschrieben. Bestehende Aufsichts-
ratsmandate laufen bis zu ihrem regulären Ablauf 
weiter.  

2.4. Pflicht zur Berichterstattung  

Die Pflicht einer Berichterstattung über Ausgangsbasis 
und Zielgrößen innerhalb des Zeitkorridors bis 30. Juni 
2017 gilt ab dem Geschäftsjahr mit einem Abschluss-
stichtag nach dem 30. September 2015. Zum Ende der 
Frist Juni 2017 ist dann zu berichten, ob diese festge-
legten Zielgrößen erfüllt worden sind bzw. auf wel-
chen Gründen die Nichterreichung beruht („Comply or 
Explain“).  

Unternehmen, die börsennotiert und paritätisch mit-
bestimmungspflichtig sind, haben über die Quotener-
füllung ab dem 1. Januar 2016 erstmalig für Geschäfts-
jahre mit Abschlussstichtag nach Ende Dezember 2015 
zu berichten. 

3. HINWEISE ZUR UMSETZUNG  
DER GESETZLICHEN VORGABEN 

3.1. Welche Unternehmen sind betroffen? 

Betroffen sind Unternehmen in der Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft (AG), einer Europäischen Aktienge-
sellschaft (SE), einer Kommanditgesellschaft auf Ak-
tien (KGaA), einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (GmbH), einer Genossenschaft (eG) und ein Ver-
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG). 

Voraussetzung ist, dass die Unternehmen entweder: 

• gem. § 3 Abs. 2 AktG börsennotiert sind,   
d. h. Gesellschaften, deren Aktien zu einem Markt 
zugelassen sind, der von staatlich anerkannten 
Stellen geregelt und überwacht wird, regelmäßig 
stattfindet und für das Publikum mittelbar oder 
unmittelbar zugänglich ist. Gesellschaften, deren 
Aktien lediglich im Freiverkehr gehandelt werden 
(sei es auch im qualifizierten Freiverkehr wie dem 
Entry Standard oder dem Marktsegment m:access), 
sind also nicht erfasst.  

oder  

• der Mitbestimmung unterliegen  
(Nach dem Mitbestimmungsgesetz 1976 (Mit-
bestG), Montan-Mitbestimmungsgesetz (Montan-
MitbestG), Montan-Mitbestimmungsergänzungs-
gesetz (MitbestErgG) und Drittelbeteiligungsgesetz 
(DrittelbG)). 

Europäische Aktiengesellschaften (SE) sind dann be-
troffen, wenn sich das Aufsichts- oder Verwaltungsor-
gan aus derselben Zahl von Anteilseigner- und Arbeit-
nehmervertretern zusammensetzt. 

3.2. Wer ist verantwortlich für Festlegung  
der Zielgrößen?  

Der Aufsichtsrat bzw. Verwaltungsrat ist verpflichtet, 
Zielgrößen für den Frauenanteil im Aufsichtsrat und im 
Vorstand festzulegen.  

Bei einer GmbH ist dabei eine Besonderheit zu beach-
ten:  

• Unterliegt die GmbH der Drittelbeteiligung, wird 
die Zielgröße für Aufsichtsrat und Geschäftsführer 
durch die Gesellschafterversammlung festgelegt 
(§ 52 Abs. 2 S. 1 GmbHG n.F.).  

• Unterliegt die GmbH hingegen dem MitbestG, dem 
MontanMitbestG oder dem MitbestErgG, so legt 
der Aufsichtsrat die Zielgrößen für den Aufsichts-
rat und die Geschäftsführer fest (§ 52 Abs. 2 S. 2 
GmbHG n.F.).  
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Der Vorstand bzw. die Geschäftsführung hat die 
Pflicht, die Zielgrößen für den Frauenanteil in den 
beiden Managementebenen unterhalb des Vorstands 
festzulegen.  

3.3. Anforderung an Festlegung  
der Führungsebenen 

Während sich der Frauenanteil bei Gesellschaftsorga-
nen (sprich Aufsichtsrat/Verwaltungsrat, Vor-
stand/Geschäftsführung) eindeutig ermitteln lässt, 
liegt die Festlegung der beiden Top-Führungsebenen 
im Ermessen des Vorstands.  

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs (S. 145) sind 
"die tatsächlich in dem konkreten Unternehmen einge-
richteten Hierarchieebenen unterhalb des Vorstands" 
maßgeblich. Handelt es sich um eine ausgeprägte 
Hierarchie, sind nur die beiden Ebenen gemeint, die 
dem Vorstand unmittelbar unterstehen. Ist eine flache 
Hierarchie derart gestaltet, dass nur eine Leitungs-
ebene unterhalb des Vorstands besteht, bezieht sich 
die Verpflichtung auch nur auf diese. Ungeklärt ist 
bislang die Handhabung bei einer Matrixstruktur. 

Die Führungsebenen sind gesellschaftsbezogen, also 
im Hinblick auf die von den Vorschriften betroffenen 
Unternehmen festzulegen. Hat z. B. eine Konzern-
obergesellschaft keinerlei Führungsebenen unterhalb 
des Vorstands, so können auch keine Führungsebenen 
definiert werden; dies ist dann in der Erklärung zur 
Unternehmensführung anzugeben. Von einer konzern-
weiten Fassung der Führungsebenen unter Einbezie-
hung von Führungskräften im In- und Ausland wurde im 
Gesetz abgesehen. 

Branchen- oder unternehmensspezifische Ausnahmen 
oder sonstige Härtefallregelungen sind nicht vorgese-
hen.  

3.4. Berechnung der Frauenquote  
im Aufsichtsrat 

Es ist bei der Ermittlung des Frauenanteils im Auf-
sichtsrat keine gesonderte Betrachtung von Anteilseig-
ner- und Arbeitnehmervertreter vorgesehen. Allerdings 
besteht bei Gesellschaften, die börsennotiert sind und 
der paritätischen Mitbestimmung unterliegen die Mög-
lichkeit des Widerspruchs gegen eine Gesamterfüllung 
der Anteilsvorgabe. Dies hat zur Folge, dass der Min-
destanteil für diese Wahl von der Seite der Anteilseig-
ner und der Seite der Arbeitnehmer getrennt zu erfül-
len ist.  

Für die Berechnung der Frauenquote sind die mathe-
matischen Regeln zur Auf- bzw. Abrundung anzuwen-
den, so dass erst ab einer Dezimalzahl von 0,5 oder 
mehr aufzurunden ist. 

3.5. Zielgröße: Kein Mindestwert, aber 
      Verschlechterungsverbot 

Zielsetzung des Gesetzes ist die gleichberechtigte 
Chance einer Teilhabe von Männern und Frauen an 
Führungspositionen. Bislang haben alle freiwilligen 
Selbstverpflichtungen der Unternehmen nicht die 
gewünschte Wirkung erzielt und zu keiner nennens-
werten Erhöhung des Frauenanteils an Führungspositi-
onen geführt.  

Das Gesetz gibt keinen Mindestwert für die jeweilige 
Zielgröße innerhalb der geregelten Fristen vor. Liegt 
der Frauenanteil bei Festlegung der Zielgröße unter 
30 Prozent, so dürfen die Zielgrößen den jeweils er-
reichten Anteil aber nicht mehr unterschreiten (sog. 
Verschlechterungsverbot). 

Eine Zielgröße von Null entspricht nicht dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes. Ein fehlender Wille zur Erhöhung 
des Frauenanteils stellt aber per se keinen Verstoß 
dar, solange dies nicht zu einer Verschlechterung 
gegenüber dem aktuellen Stand führt. Im Regierungs-
entwurf wurde auch auf "besondere Konstellationen" 
beispielhaft hingewiesen, bei denen ein fehlender 
Wille zur Erhöhung verständlich ist, z. B. Gesellschaf-
ter zugleich im Vorstand. 

3.6. Berichts- und Veröffentlichungspflichten 

Es besteht nach § 289a Abs. 4 S. 1 HGB eine Berichts- 
und Veröffentlichungspflicht des Unternehmens zu 
Zielgrößen für den Frauenanteil und Fristen für deren 
Erreichung.  

Das Gesetz lässt den Unternehmen die Wahl, die Erklä-
rung: 

• entweder im Lagebericht aufzunehmen, oder  
• sie auf der Webseite des Unternehmens zu veröf-

fentlichen und im Lagebericht darauf zu verwei-
sen.  

Gesellschaften, die nicht zur Offenlegung eines Lage-
berichts verpflichtet sind, haben eine gesonderte 
Erklärung zu erstellen und zu veröffentlichen. 

Die Offenlegung erfolgt in der Erklärung zur Unter-
nehmensführung. Diese ist entweder im Lagebericht 
aufzunehmen oder aber im Lagebericht ist ein Hinweis 
auf die Veröffentlichung der Erklärung im Internet 
aufzunehmen.  
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4. SANKTIONEN BEI NICHTERFÜLLUNG 

4.1. Nichterfüllung der Zielgrößen 

Damit die Umsetzung verantwortungsvoll stattfindet, 
wird auf Transparenz der Zielsetzung und Zielerfüllung 
nach dem Prinzip „Comply or Explain“ gesetzt. 

Nach § 289a HGB ist in der Erklärung zur Unterneh-
mensführung anzugeben: 
• Festlegungen der Zielgrößen, 
• ob festgelegte Zielgrößen im Bezugszeitraum ein-

gehalten worden sind, und  
• ggf. die Gründe bei Nichterfüllung der Ziele.  

Zum ersten Mal besteht die Pflicht der Veröffentli-
chung der Angaben zum Frauenanteil in den Hier-
archieebenen unterhalb des Vorstands bzw. der Ge-
schäftsleitung in der Erklärung zur Unternehmensfüh-
rung, die sich auf Geschäftsjahre mit einem nach dem 
30. September 2015 liegenden Abschlussstichtag be-
zieht. 

Diese Angaben zum Frauenanteil werden sicherlich 
Gegenstand von zahlreichen empirischen Studien sein. 
Beispielsweise wurde von der Initiative „Frauen in die 
Aufsichtsräte (FidAR) e.V.“ angekündigt, diese Anga-
ben in einem „Women-on-Board-Index 100“ auszuwer-
ten.  

Es ist naheliegend, dass mit derartigen Auswertungen 
die Einflussnahme auf das Ansehen des Unternehmens 
in der Öffentlichkeit, bei Geschäftspartnern und im 
Bewerbermarkt beabsichtigt ist.  

Nicht zu unterschätzen ist die Reaktion einer breiten 
Öffentlichkeit im Falle einer nicht der allgemeinen 
Erwartung entsprechenden Entwicklung des Frauenan-
teils.  

Im Zweifelsfall kann daher eine gute Begründung einer 
Abweichung von selbstbestimmten Zielen im Interesse 
des Unternehmens liegen. Im Falle einer möglicher-
weise wenig ambitioniert wirkenden Zielgröße wäre 
beispielsweise empfehlenswert, getroffene Maßnah-
men zur nachhaltigen Erhöhung des Frauenanteils 
darzustellen. 

4.2. Nichterfüllung der Geschlechterquote im 
Aufsichtsrat eines börsennotierten und 
paritätisch mitbestimmungspflichtigen Un-
ternehmen 

Ein Verstoß gegen die verbindliche Geschlechterquote 
nach § 96 Abs. 2 AktG n.F. (bzw. § 96 Abs. 3 AktG n.F. 
bei einer AG, KGaA aus grenzüberschreitender Ver-
schmelzung oder § 17 Abs. 2, § 24 Abs. 3 SEAG n.F. bei 
einer SE) führt zur Nichtigkeit der Wahl bzw. der Ent-
sendung der betroffenen Aufsichtsratsmitglieder. Die 
für das unterrepräsentierte Geschlecht vorgesehenen 
Mindestplätze bleiben damit unbesetzt (sog. leerer 
Stuhl).  

Diese Sanktion kann z. B. übergangsweise zu einem 
zahlenmäßigen Übergewicht der Arbeitnehmer-
vertreter in einem eigentlich paritätisch besetzen 
Aufsichtsrat führen. Hier „hilft“ auch nicht das Dop-
pelstimmrecht des Aufsichtsratsvorsitzenden, der 
regelmäßig ein Vertreter der Anteilseigner ist, da 
dieses nur für den Fall der Stimmengleichheit vorgese-
hen ist (§ 29 Abs. 2 MitbestG).  

Darüber hinaus gilt auch hier die Berichterstattung 
nach dem Prinzip „Comply or Explain“. In der Erklä-
rung zur Unternehmensführung ist zu berichten, ob die 
gesetzlichen Anforderungen im Bezugszeitraum einge-
halten worden sind, und wenn nicht, sind die Gründe 
dazustellen.  

Dies ist erstmals auf Erklärungen zur Unternehmens-
führung anzuwenden, die sich auf Geschäftsjahre mit 
einem nach dem 31. Dezember 2015 liegenden  
Abschlussstichtag beziehen. 
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